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Grußwort des Bundes- 
gesundheitsministers

Bestmögliche Versorgung und Unter-
stützung für jeden Pflegebedürftigen 
zu gewährleisten, ist ein großes so-
ziales Versprechen und eine gesamt- 
gesellschaftliche Aufgabe, an dem 
Millionen Beschäftigte, Ehrenamt- 
liche und vor allem Angehörige jeden 
Tag mit großem Einsatz arbeiten.

Die meisten Menschen möchten 
nach wie vor zu Hause gepflegt wer-
den, und die Pflege findet in großem 
Umfang durch Angehörige statt. Da-
her müssen wir auch die Pflege in 
den eigenen vier Wänden so gut wie 
möglich unterstützen. Neben teilsta-
tionären Angeboten gehören dazu 
häusliche Hilfen in der Betreuung, 
Hauswirtschaft und Begleitung – und 
gerade auch die Entlastung pflegen-
der Angehöriger. Mit den vorange-
gangenen Pflegereformen haben wir 
viel für die Verbesserung der Lebens-
situation von Pflegebedürftigen und 

Angehörigen getan, zum Beispiel den 
Entlastungsbetrag angehoben und 
seine Verwendungsmöglichkeiten er-
weitert. 

Damit diese Verbesserungen wirken, 
sind aber gute, erreichbare und be-
darfsgerechte Angebote vor Ort not-
wendig, die dort ankommen, wo sie 
gebraucht werden. Noch immer wird 
der Entlastungsbetrag von 125 Euro 
von vielen Familien nicht oder nur 
in Teilen genutzt. Das liegt oft daran, 
dass anerkannte Angebote zur Unter-
stützung im Alltag nicht flächende-
ckend oder bedarfsgerecht verfügbar 
sind. Zugleich erfahren Hilfebedürf-
tige viel informelle Unterstützung 
durch Freunde, Bekannte und Nach-
barn. In einzelnen Bundesländern 
können diese Hilfen anerkannt und 
der Entlastungsbetrag dafür genutzt 
werden. Um die Situation von Pflege-
bedürftigen und Angehörigen Schritt 
für Schritt weiter zu verbessern, ha-
ben wir das Kuratorium Deutsche 
Altershilfe damit beauftragt, das 
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Potenzial dieses ehrenamtlichen En-
gagements von Einzelpersonen zu 
untersuchen und deren wohnortnahe 
Förderung durch sogenannte Service-
punkte modellhaft zu erproben. 

Die nun vorliegenden Ergebnisse 
zeigen, dass dieses Potenzial enga-
gierter Nachbarschaftshelferinnen 
und Nachbarschaftshelfer vor Ort 
tatsächlich groß ist. Sie zeigen aber 
auch, dass wir engagierte Menschen 
genauso wie Pflegebedürftige und 
Angehörige zielgerichtet informie-
ren, beraten und begleiten müssen. 
Servicepunkte haben sich hier als ein 
wirkungsvoller Ansatz bestätigt – ver-
netzbar mit wohnortnahen Einrich-
tungen, wie zum Beispiel Pflegestütz-
punkten.

Für die nachhaltige Verbesserung der 
Situation in der häuslichen Pflege hat 
uns die Untersuchung des Kurato-
riums Deutsche Altershilfe Wege ge-
wiesen. Es ist jetzt an uns allen, sie zu 
gehen und die Rahmenbedingungen 

zu schaffen, damit Hilfe weiter ent-
steht und ankommt. 

Jens Spahn, 
Bundesgesundheitsminister
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„Helfen ist machbar, Herr 
Nachbar! Helfen macht 
Sinn, Frau Nachbarin!“
Mit diesen Slogans wird in Nord-
rhein-Westfalen für mehr nachbar-
schaftliches Engagement gegenüber 
Pflegebedürftigen und Angehörigen 
geworben. Zugleich wird dabei über 
die Anerkennungsmöglichkeiten von 
Nachbarschaftshilfe als Angebot zur 
Unterstützung im Alltag gemäß § 45a 
SGB XI informiert.

Ist helfen machbar? Macht helfen 
Sinn? Und was braucht Nachbar-
schaftshilfe, damit sie gelingen kann? 
Diese und weitere Fragestellungen 
hat das Kuratorium Deutsche Alters-
hilfe von 2017 bis 2020 im Rahmen 
eines Forschungs- und Entwicklungs-
projektes im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Gesundheit unter-
sucht. Dabei wurde erprobt, ob 
sogenannte Servicepunkte durch 
wohnortnahe Beratung, Informati-
on, Netzwerkarbeit und Vermittlung 

Nachbarschaftshilfe fördern und Pfle-
gebedürftige unterstützen können. 
Das Projekt knüpft damit an die bald 
60-jährige Tradition des Kuratoriums 
Deutsche Altershilfe an, Innovation 
und gesellschaftlichen Fortschritt 
partnerschaftlich und umsetzungsori-
entiert an der Schnittstelle zwischen 
Wissenschaft und Praxis zu erzeugen. 

Unter welchen Voraussetzungen und 
Rahmenbedingungen ein Service-
punkt funktioniert, welche Kompro-
misse manchmal notwendig sind, 
wie dadurch Nachbarschaftshilfe ge-
fördert werden kann und welchen 
Beitrag Nachbarschaftshilfe für die 
Unterstützung von Pflegebedürftigen 
und für ihre Angehörigen leistet, stellt 
dieses Handbuch anschaulich dar.

Dieses Handbuch baut auf den im 
Projekt erprobten Konzeptbaustei-
nen, den qualitativen und quantitati-
ven Ergebnissen des Projektes sowie 
den Erfahrungen der Mitarbeitenden 
in den Servicepunkten auf. Begleitend 

finden Sie an vielen Stellen Lesetipps 
für die weitere Lektüre. 

Wenn von Nachbarschaftshilfe ge-
sprochen wird, ist von bürgerschaft-
lich engagierten Einzelpersonen die 
Rede, die sich in ihrer Nachbarschaft 
engagieren und hierfür nach gelten-
dem Landesrecht anerkannt wurden. 
Der folgende Abschnitt widmet sich 
den konzeptionellen und gesetzli-
chen Grundlagen. In Kapitel 2 – „Die 
Rechtsverordnungen der Länder: 
Was ist wo und wie geregelt?“ geht 
es dann um die Rechtsverordnungen 
der Bundesländer, in denen Nach-
barschaftshilfe gemäß § 45a SGB XI 
anerkannt wird sowie darüber hin-
ausgehende Rahmenbedingungen. 
Kapitel  3 – „Der Servicepunkt“ be-
schäftigt sich anschließend mit den 
umsetzungsorientierten Aspekten 
der Arbeit von Servicepunkten und 
Fragen, die bei der Einrichtung von 
Servicepunkten und der Verstetigung 
ihrer Arbeit zu beachten sind.



9

Dieses Handbuch ist damit sowohl 
ein Nachschlagewerk als auch eine 
Praxishilfe. Da sich viele Informatio-
nen im Laufe der Zeit ändern, haben 
wir die Handreichung multimedial 
angelegt. An vielen Stellen in dieser 
Handreichung finden Sie Hinweise zu 
Praxisbeispielen, Übersichten, Leitfä-
den und Kopiervorlagen, die wir auf 
der Projekthomepage aufbereitet ha-
ben: www.einzelhelfer.de

Dass wir an dieser Stelle Ergebnisse 
als praxisnahes Handbuch veröffent-
lichen können, liegt an der enga-
gierten Zusammenarbeit, die für ein 
Projekt ebenso wichtig ist wie für 
eine gelingende Daseinsvorsorge. Im 
Rahmen des Projektes wurden 56 
Servicepunkte in fünf Bundesländern 
aufgebaut, qualifiziert und begleitet.  
Eine Übersicht der Servicepunkte 
findet sich ebenfalls auf der Projekt-
webseite. Dahinter stehen eine Viel-
zahl an Institutionen und vor allem 
Personen, die unseren Ansatz teilen 
und mit ihrem Engagement das Pro-

jekt erst möglich gemacht haben. Be-
sonders zu erwähnen sind hier die 
Mitarbeitenden und Träger der Ser-
vicepunkte, die Fachreferate der So-
zialministerien der Bundesländer und 
Landesverbände der Pflegekassen. 
Für ihr Engagement und die konstruk-
tive Zusammenarbeit möchten wir 
uns an dieser Stelle noch einmal be-
sonders bedanken. Besonderer Dank 
gilt auch dem Bundesministerium für 
Gesundheit, das sowohl durch die 
Finanzierung des Projektes, aber vor 
allem, durch den zukunftsgerichteten 
fachlichen Austausch auf Augenhöhe 
zur erfolgreichen Umsetzung maß-
geblich beigetragen hat.

Wir wünschen Ihnen viel Freude, In-
spiration und Mut für den nächsten 
Schritt. Es gibt nichts Gutes, außer: 
man tut es!

Im Namen des ganzes Projektteams
Christian Heerdt und André Köhler

http://www.einzelhelfer.de
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Der Bedarf an Pflege und Unterstüt-
zung steigt, und auch für die Zukunft 
ist angesichts der prognostizierten 
demografischen Entwicklungen und 
der gleichsam steigenden Zahl pfle-
gebedürftiger Menschen eine er-
hebliche Steigerung des Bedarfes an 
Pflege-, Hilfs- und Unterstützungs-
leistungen zu erwarten. Von den 
3,41 Millionen Pflegebedürftigen in 
Deutschland werden mehr als Drei-
viertel zu Hause gepflegt (Stand 31. 
Dezember 2017, Destatis) – 1,76 
Millionen allein durch pflegende An-
gehörige. Häusliche Versorgung funk-
tioniert dabei oft in einem Puzzle aus 
leistungsrechtlich gewährten Hilfen 
in Form von Geld- oder Sachleistun-
gen, dem persönlichen Engagement 
pflegender Angehöriger sowie einer 
Vielzahl ehrenamtlicher und nachbar-
schaftlicher Unterstützung. Um eine 
nachhaltig tragfähige und möglichst 
krisenfeste häusliche Versorgung ver-
lässlich vorhalten zu können, ist ein 
Mix aus verschiedenen Hilfen und 
Hilfesystemen notwendig, der die be-

stehenden Bedarfe Pflegebedürftiger 
und pflegender Angehöriger aufgreift, 
präventiv zukünftige Bedarfe antizi-
piert und die Unterstützung und Leis-
tungserbringung der verschiedenen 
Akteure aufeinander abstimmt und 
in der alltäglichen Praxis koordiniert 
und vernetzt. Dazu gehören pflegeri-
sche Hilfen und ebenso eine Vielfalt 
an Unterstützungsangeboten zur Be-
treuung, Entlastung und Begleitung. 
Zugleich wissen wir, dass sich die Be-
darfe von Pflegebedürftigen und An-
gehörigen sukzessive weiter ausdiffe-
renzieren – sowohl soziokulturell als 
auch demografisch, wenn man zum 
Beispiel an die zunehmende Zahl von 
Menschen mit demenziellen Erkran-
kungen denkt. Hinzu kommen famili-
enstrukturelle Veränderungen sowie 
die bekannten rückläufigen Erwerbs-
personenpotenziale in Kombination 
mit den für die Sorgearbeit leider so 
typischen Herausforderungen bei der 
Gewinnung von Fachkräften – gerade 
in pflegerischen Berufen. Eine gelin-
gende und zukunftsfeste Versorgung 

Kapitel 1 –  
Mit etwas Hilfe  
von nebenan:  
Ausgangslage  
und konzeptio-
nelle Grundla-
gen
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braucht deshalb eine gemeinsame 
und koordinierte Kraftanstrengung, 
die sich auf verschiedene Schultern 
verteilt. Dazu gehören gesetzgeben-
de und damit rahmengebende Ak-
teure ebenso wie Leistungsanbieter, 
Kostenträger und die Zivilgesellschaft 
– koordiniert, vernetzt und transpa-
rent als lokale Daseinsvorsorge und 
als gesamtgesellschaftlicher Auftrag 
(Schulz-Nieswandt 2020, BMFSFJ 
2016).

Nachbarschaftshilfe in 
der Unterstützung  
Pflegebedürftiger und 
ihrer Angehörigen

Eine herausgestellte Rolle nehmen 
hierbei nachbarschaftliche Hilfen 
ein. Zum einen aufgrund der räum-
lichen Dimension der Nachbar-
schaft, die Quartiersgedanken (Kre-
mer-Preiß und Mehnert 2017) einer 
sozialräumlichen sowie vernetzten 
Sorgeinfrastruktur aufgreift und so-

Infobox 1: Nachbarschaftshilfe!

„Die“ Nachbarschaftshilfe gibt es nicht. Der Begriff wird vielfältig 
verwendet. In diesem Handbuch sowie dem zugrunde liegenden 
Forschungsbericht geht es dabei um das bürgerschaftliche En-
gagement von Einzelpersonen, nicht um formalisierte Nachbar-
schaftshilfen.

wohl den Gestaltungsraum für ver-
schiedene Hilfemix-Modelle als auch 
Wohn- und Lebensort darstellt. Zum 
anderen aufgrund der persönlichen 
Dimension der Hilfe, die der Begriff 
impliziert. Nachbarschaftshilfe kon-
kretisiert sich ebenso vielfältig und 
facettenreich wie die in hohem Maße 
individuell und biografisch geprägten 
Lebenssituationen der Menschen mit 
Hilfe- und Pflegebedarf. Dazu gehö-
ren Begleitung bei Arztbesuchen und 
Einkaufshilfen, hauswirtschaftliche 
Tätigkeiten genauso wie Betreuung 
und Begleitung – und oft auch ein-

fach nur da zu sein, zuzuhören, ge-
meinsam Spaß zu haben, gemeinsam 
zu trauern, zu spielen usw. (vgl. Info-
box 1: Nachbarschaftshilfe!).

Eng mit ihr verknüpft ist jedoch im-
mer der Gedanke einer persönlichen 
i. d. R. eben nachbarschaftlichen Be-
ziehung zwischen Helfendem und 
Hilfeempfangendem. Sie sind zudem 
oftmals sehr wichtig als konstitutives 
Bindeglied zwischen der Fachlichkeit 
des professionellen Systems und der 
individuellen und personenspezifi-
schen Lebens- und Bedarfssituation 



12

des Menschen mit Hilfe- und Pflege-
bedarf und seines privaten Umfeldes. 
Nachbarschaftliche Hilfen können so 
im Verbund mit pflegenden Angehö-
rigen wesentlich dazu beitragen, die 
von der Pflegewissenschaft geforder-
te personenzentrierte Pflege und Be-
treuung (Kitwood 2016) praktisch im 
Alltag umzusetzen.

Solche informellen Unterstützungs-
angebote von Nachbarschaftshelfe-
rinnen und  -helfern sind quantitativ 
kaum erfasst, spielen zugleich aber 
eine zunehmende Rolle in den wis-
senschaftlichen wie gesellschafts-
politischen Debatten zur Weiterent-
wicklung von Versorgungsstrukturen. 
Nachbarschaftshilfe ist zum einen 
Sozialkapital einer einzelnen Person, 
das sich im Bedarfsfall individuell 
operationalisieren lässt (vgl. Info-
box 2: Was versteht man unter sozia-
lem Kapital?). Sie ist versorgungsthe-
oretisch, aber auch eine Ressource 
integrierter und vernetzter lokaler 
Sorgearbeit und wird häufig auch als 

„stille Reserve“ bezeichnet. In einzel-
nen Bundesländern hat sich in den 
vergangenen Jahren eine Form von 
Nachbarschaftshilfe herausgebildet, 
die konzeptionell eine informelle 
Unterstützung ist und aufgrund der 
landesspezifischen Rechtsverord-
nung als Angebot zur Unterstützung 
im Alltag gemäß 45a SGB XI aner-
kannt werden kann. Hierdurch wird 
eine Kostenerstattung zum Beispiel 
für Aufwandsentschädigungen durch 
die Pflegekasse möglich und Nach-
barschaftshilfe zu einem Teil des so-
zialrechtlichen Leistungssystems. Die 
grundlegenden Determinanten von 
Nachbarschaftshilfe und ihr bundes-
gesetzlicher Kontext werden im Fol-
genden für einen Überblick zusam-
menfassend dargestellt.

Nachbarschaftshilfe im Rah-
men gesetzlicher Leistungen 
und Forschung

Pflegebedürftigen und ihren Angehö-
rigen stehen verschiedene gesetzliche 

Leistungen zu. Zu diesen Leistungen 
gehören auch Beratungsangebote, 
die über Hilfen informieren und bei 
der Organisation dieser Hilfen unter-
stützen. Eine wichtige Rolle spielt bei 
allem die zuständige Pflegekasse der 
pflegebedürftigen Person (vgl. Info-
box 3: Was sind Leistungen der Pfle-
geversicherung?).

Neben gesetzlichen Leistungen gibt 
es eine Vielzahl an Unterstützungsan-
geboten vor Ort. Häufig sind dies bür-
gerschaftliche, freiwillige oder ehren-
amtliche Hilfen, z. B. durch Alzheimer 
Gesellschaften, Quartierstreffs, Wohl-
fahrtsverbände und Nachbarschafts-
initiativen. Darüber hinaus gibt es 
Hilfen, die von engagierten Einzel-
personen aus dem Freundes- und Be-
kanntenkreis oder aus der Nachbar-
schaft erbracht werden – unabhängig 
von einer Organisation oder Mitglied-
schaft in einem Verein. Diese Hilfen 
werden in der Forschung als „infor-
melle Unterstützung“ kategorisiert 
(Simonson und Tesch-Römer 2017), 
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Infobox 2: Was versteht man unter sozialem 
Kapital?

Nach dem französischen Soziologen Pierre Bourdieu ist Sozialka-
pital „[…] die Gesamtheit der aktuellen und potenziellen Ressour-
cen, die mit dem Besitz eines dauerhaften Netzes von mehr oder 
weniger institutionalisierten Beziehungen gegenseitigen Kennens 
oder Anerkennens verbunden sind; oder, anders ausgedrückt, es 
handelt sich dabei um Ressourcen, die auf Zugehörigkeit zu einer 
Gruppe beruhen.“ (Bourdieu 1983, S. 190 f.). Bezogen auf den 
Unterstützungsbedarf von Pflegebedürftigen und ihren Angehö-
rigen bedeutet dies, dass das persönliche Netzwerk – z. B. in der 
Nachbarschaft – Einfluss darauf hat, ob und wie kurzfristig und 
zeitnah jemand Hilfe und Unterstützung von Dritten im Bedarfsfall 
bekommen kann. 

Weiterführende Lesetipps unter: www.einzelhelfer.de.

wozu auch die Nachbarschaftshilfe 
im Sinne dieser Handreichung gehört.

Was zeichnet Nachbarschaftshilfe 
aus?
Grundsätzlich wird Nachbarschafts-
hilfe als eine freiwillige Unterstützung 
durch eine einzelne Person aus dem 
räumlichen oder sozialen Umfeld ver-
standen, die nicht erwerbsmäßig und 
nicht im eigenen Haushalt durchge-
führt wird. Nachbarschaftshilfe wird 
also freiwillig und privat erbracht, 
ist eine Unterstützung bei Dingen 
des alltäglichen Lebens, richtet sich 
an Nachbarinnen und Nachbarn wie 
auch an Freundinnen, Freunde und 
Bekannte, die nicht im eigenen Haus-
halt leben, findet im sozialen, aber 
nicht im verwandtschaftlichen Nah-
raum und ohne Gewinn- und Ein-
kommenserzielungsabsicht statt. Die 
Unentgeltlichkeit ist dabei aus vie-
lerlei Hinsicht ein wichtiges Thema 
bei ehrenamtlichen und informellen 
Hilfen – z. B. auch im Rahmen des 
Steuer- und Versicherungsrechts – 

das Stichwort „unentgeltlich“. Un-
entgeltlich zu helfen, heißt aber nicht 
zwangsläufig, das Geld keine Rolle 
spielt. Vogel und Tesch-Römer haben 
es im Freiwilligensurvey gut auf den 

Punkt gebracht: „Informelle Unter-
stützung wird unentgeltlich und ohne 
Absicht der Einkommenserzielung er-
bracht. Sie unterscheidet sich somit 
von bezahlten Dienstleistungen, die 

http://www.einzelhelfer.de


14

Lesetipp: Nachbar-
schaftshilfe!

Zu bürgerschaftlichem oder 
ehrenamtlichem Engagement 
ist schon viel geschrieben wor-
den. Umso wichtiger ist es, den 
Überblick zu behalten. Alles 
Grundsätzliche und ein aktu-
eller Forschungsstand lassen 
sich im Freiwilligensurvey 2014 
nachlesen. Für eine Übersicht 
zu informellen Hilfen und frei-
willigem Engagement bietet 
sich das Kapitel „Informelle 
Unterstützung außerhalb des 
Engagements“ an. Auch wenn 
Nachbarschaftshilfe als For-
schungsgegenstand viel weni-
ger präsent ist, gibt es dennoch 
einige Studien. Eine Auswahl an 
interessanten Studien finden 
Sie auf: www.einzelhelfer.de

als Erwerbsarbeit ausgeübt werden. 
Es ist aber möglich, dass jemand, der 
privat und ohne finanzielle Gewinn-
absichten hilft, eine kleine Aufwands-
entschädigung erhält, etwa ein paar 
Euro Taschengeld für das Babysitten, 
das Tragen der Einkäufe oder das Ra-
sen-mähen.“ (Vogel und Tesch-Römer 
2017: 254).

Integration in das Sozial-
recht: Nachbarschaftshilfe im 
SGB XI als Angebot zur Unter-
stützung im Alltag

Nachbarschaftshilfe ist zusammen 
mit anderen Formen freiwilliger, 
bürgerschaftlicher oder ehrenamtli-
cher Hilfen ein wichtiger Teil der Ver-
sorgung Pflegebedürftiger und der 
Unterstützung ihrer Angehörigen. 
Sie sind in der Regel niedrigschwel-
lig, personenbezogen, kostenlos oder 
günstig verfügbar. Forschungen zei-
gen, dass sie einen beträchtlichen Teil 
der Versorgung und Unterstützung 
von Pflegebedürftigen und pflegen-

den Angehörigen im persönlichen 
Versorgungsarrangement ausmachen 
und damit auch ein wichtiger Entwick-
lungsfaktor von Hilfemix-Systemen, 
lokaler Daseinsvorsorge und sozial-
politischer Gesetzgebung sind (ZQP 
2013, Europäische Kommission 2018, 
Brandt et al. 2009, Hank und Struck 
2008, BMFSFJ 2016).  Das hat den Ge-
setzgeber schon frühzeitig veranlasst, 
sukzessiv eine sozialrechtliche Ein-
beziehung dieser Hilfen im Rahmen 
des Leistungsrechts zu ermöglichen. 
So wurden seit dem Jahre 2002 mit 
jeder Pflegereform über sogenannte 
niedrigschwellige Betreuungsange-
bote die Möglichkeiten zum Aufbau 
neuer, vorwiegend ehrenamtlicher 
Unterstützungskapazitäten für Men-
schen eingeschränkter Alltagskompe-
tenz – später auch für Menschen mit 
somatisch bedingtem Pflegebedarf 
– erweitert. Mit der Ausweitung der 
Zielgruppen und der Ausweitung der 
Bedarfskonstellationen erlauben die 
gesetzlichen Regelungen (§§ 45a–c 
SGB XI) inzwischen Angebote zur Un-

http://www.einzelhelfer.de
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terstützung im Alltag, die vom Grund-
satz her geeignet sind, den Menschen 
mit Pflegebedarf einen möglichst 
langen Verbleib in der gewohnten 
Umgebung zu erleichtern und Pflege-
personen durch haushaltsnahe sowie 
begleitende Angebote zu entlasten 
(Besselmann et al. 2017).

Was sind Angebote zur Unterstüt-
zung im Alltag?
Angebote zur Unterstützung im Alltag 
gemäß § 45a SGB XI (ehemals „nied-
rigschwellige Betreuungs- und Entlas-
tungsangebote“) sind Angebote und 
Leistungen, die dazu beitragen, Pfle-
gepersonen zu entlasten und Pflege-
bedürftige zu unterstützen, möglichst 
lange in ihrem häuslichen Umfeld zu 
verbleiben, ihren Alltag selbstständig 
zu bewältigen und ihre sozialen Kon-
takte aufrechterhalten zu können. 
Neben Betreuungsangeboten und 
Angeboten zur Entlastung von Pfle-
genden fallen hierunter auch Ange-
bote zur Entlastung im Alltag. Diese 
Angebote erfordern eine Anerken-

Infobox 3: Was sind Leistungen der Pflegever-
sicherung?

Die Pflegeversicherung hält viele verschiedene Leistungen bereit, 
die Pflegebedürftige und deren Angehörige in Anspruch nehmen 
können – egal ob in der häuslichen, teilstationären, Kurzzeit- oder 
vollstationären Pflege. Zu diesen Leistungen gehört beispielsweise 
auch der Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI. 

Beratungsstellen bei denen Sie sich zur Pflege beraten lassen kön-
nen, finden Sie unter www.zqp.de/beratung-pflege. Das Bundes-
ministerium für Gesundheit stellt außerdem mit dem „Ratgeber 
Pflege“ und dem interaktiven Pflegeleistungs-Helfer Möglich-
keiten zur Verfügung herauszufinden, ob und wenn ja, welche 
Leistungen in Anspruch genommen werden können. Weitere 
Informationen unter: www.bundesgesundheitsministerium.de

nung durch die zuständige Landesbe-
hörde nach Maßgabe des jeweiligen 
Landesrechts. Die Landesregierungen 
haben hierzu, in ihren Rechtsverord-
nungen die Details zur Anerkennung 
und Qualitätssicherung festgelegt.

Was besagt der § 45a Absatz 3 SBG XI 
genau?
„Die Landesregierungen werden er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung 
das Nähere über die Anerkennung 
der Angebote zur Unterstützung im 

http://www.zqp.de/beratung-pflege
http://www.bundesgesundheitsministerium.de
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Alltag im Sinne der Absätze 1 und 2 
einschließlich der Vorgaben zur re-
gelmäßigen Qualitätssicherung der 
Angebote und zur regelmäßigen 
Übermittlung einer Übersicht über 
die aktuell angebotenen Leistungen 
und die Höhe der hierfür erhobe-
nen Kosten zu bestimmen. Beim Er-
lass der Rechtsverordnung sollen sie 
die gemäß § 45c Absatz 7 beschlos-
senen Empfehlungen des GKV-Spit-
zenverbandes berücksichtigen.“ Eine 
Erstattung der Kosten für die Inan-
spruchnahme der nach Landesrecht 
anerkannten Angebote zur Unter-
stützung im Alltag, kann über den so-
genannten Entlastungsbetrag (§ 45b 
SGB XI) erfolgen (vgl. Exkurs: Entlas-
tungsbetrag).

Ob und unter welchen Vorausset-
zungen Nachbarschaftshilfe als An-
gebot zur Unterstützung im Alltag 
anerkannt wird, hängt demzufolge 
von den jeweiligen landesrechtli-
chen Verordnungen ab. Diese legen 
damit auch fest, ob der Entlastungs-

betrag bei der Inanspruchnahme von 
Nachbarschaftshilfe genutzt werden 
kann. Die Bundesländer haben hierzu 
unterschiedliche Regelungen getrof-
fen. Ist eine Anerkennung möglich, 
wird Nachbarschaftshilfe potenziell 
Teil des leistungsrechtlichen Versor-
gungssystems. Damit entsteht für 
Pflegebedürftige und ihre Angehö-
rigen auf der einen Seite die Mög-
lichkeit, ihren Leistungsanspruch im 
Rahmen des Entlastungsbetrages 
personenspezifisch und bedarfsge-
recht umzusetzen. Auf der anderen 
Seite löst sich der informelle Charak-
ter der Nachbarschaftshilfe auf und 
es werden Anerkennungsvorausset-
zungen definiert, die kommuniziert 
und umgesetzt werden müssen. An 
dieser Schnittstelle setzten die Ser-
vicepunkte an.

Lesetipp: Angebote zur 
Unterstützung im All-
tag, Sorge, Pflege und 
Hilfe-Mix!

Wer mehr zu den Angeboten 
zur Unterstützung im Alltag, 
den gesetzlichen Regelungen 
sowie zu Bestand und Ent-
wicklungsperspektiven wissen 
möchte, für den empfiehlt sich 
die Untersuchung von Bessel-
mann et al. aus dem Jahr 2017.

Zum Thema Sorge, Pflege und 
Hilfe-Mix empfiehlt sich das 
Kapitel „Sorge und Pflege“ des 
siebten Altenberichtes der Bun-
desregierung, insbesondere das 
Kapitel „Freiwillige in der Pflege 
und Sorgearbeit“ zum Thema 
freiwillige Hilfe in der Pflege.
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Exkurs: Entlastungsbetrag

Pflegebedürftige aller Pflegegrade, 
die in ihrer häuslichen Umgebung 
ambulant versorgt werden, haben 
nach § 45b SGB XI Anspruch auf den 
monatlichen Entlastungsbetrag in 
Höhe von 125 Euro. Der Entlastungs-
betrag muss nicht beantragt werden. 

Der Betrag kann zweckgebunden zur 
Erstattung von Aufwendungen ge-
nutzt werden, die den Versicherten 
im Zusammenhang mit der Inan-
spruchnahme von qualitätsgesicher-
ten Angeboten und Leistungen zur 
Stärkung der Selbstständigkeit und 
Selbstbestimmtheit der Pflegebe-
dürftigen, zur Gestaltung ihres Alltags 
und zur Entlastung von Pflegeperso-
nen entstehen. Hierzu gehören die 
Leistungen der Tages- oder Nacht-
pflege, Leistungen der Kurzzeitpflege, 
Leistungen der ambulanten Pflege-
dienste im Sinne des § 36 SGB XI (in 
den Pflegegraden 2 bis 5 jedoch nicht 
von Leistungen im Bereich der Selbst-

„Ich denke, keiner macht das 
wegen des Geldes, aber es ist 
natürlich schon eine schöne 

Wertschätzung“ 

Zitate aus der 
Nachbarschaftshilfe

versorgung) sowie die Leistungen der 
nach Landesrecht anerkannten An-
gebote zur Unterstützung im Alltag 
im Sinne des § 45a SGB XI. Zu diesen 
können in einzelnen Bundesländern 
auch die Nachbarschaftshelferinnen 
und Nachbarschaftshelfer gezählt 
werden.

Wann verfällt der Entlastungsbe-
trag?
Wird der monatliche Entlastungs-
betrag in einem Kalendermonat 
nicht (vollständig) verbraucht, wird 
dieser auf den folgenden Monat 
übertragen. Nicht verbrauchte Be-
träge am Ende eines Kalenderjah-
res können noch bis zum Ende des  
darauffolgenden Kalenderhalbjahres 
abgerufen werden (bis zum 30. Juni 
des Folgejahres).

Alles rund um das Thema Pflege hat 
das Bundesgesundheitsministerium 
in der Publikation „Ratgeber Pflege“ 
zusammengestellt. Alle geltenden Re-
gelungen zum Entlastungsbetrag und 

zu den Angeboten zur Unterstützung 
im Alltag finden Sie ebenfalls auf der 
Website des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums.
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Nachbarschaftshilfe: Vor-
stellungen, Motive und 
Erwartungen
Nachbarschaftshilfe stellt eine eigen-
ständige Angebotsform dar, die sich 
auf einer bestehenden oder entwi-
ckelnden persönlichen Beziehung 
begründet. Diese persönliche Bezie-
hung kann aus einer sozialräumlichen 
Nähe hervorgehen und ist wesent-
lich für den (sozialen) Charakter der 
Nachbarschaftshilfe. Vor diesem Hin-
tergrund ist sie auch nicht als ein Kon-
kurrenzangebot zu anderen Angebo-
ten zur Unterstützung im Alltag oder 
zu professionellen Dienstleistungen 
zu sehen. Sie ist vielmehr eine wei-
tere Facette der Versorgung, welche 
sich insbesondere in der Art und Wei-
se der angebotenen Hilfe und Unter-
stützung unterscheidet und abhebt.

Die Bereitschaft, sich im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe zu engagie-
ren oder sich anerkennen zu lassen, 
hängt dabei in erster Linie von der 

Motivation der Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
ab. Die Bereitschaft, solche Hilfe in 
Anspruch zu nehmen, wiederum von 
den Erwartungen der pflegebedürfti-
gen Menschen und ihren Angehöri-
gen.

Mehr als 26 Prozent der deutschen 
Wohnbevölkerung über 14 Jahre 
leisten potenziell Nachbarschaftshil-
fen (Vogel und Tesch-Römer 2017). 
Besonders Frauen im Alter von über 
45 Jahre fühlen sich von diesem Enga-
gementfeld angesprochen. Hierdurch 
begründet sich einerseits eine solide 
Basis, die sich mit einer hohen Bereit-
schaft und einem ausgeprägten Enga-
gement in ihrer sozialen und räum-
lichen Nachbarschaft engagieren. 
Andererseits kann von einer „stillen 
Reserve“ ausgegangen werden, die 
durch gezieltere Ansprachen – bei-
spielsweise durch einen Servicepunkt 
– mobilisiert werden kann.
Wichtig ist an dieser Stelle heraus-
zustellen, dass Nachbarschaftshilfe 

kein Engagementbereich ist, der aus-
schließlich Personen anspricht, die 
bereits ehrenamtlich engagiert sind, 
sondern vor allem auch Personen an-
sprechen kann, die sich vorher noch 
nicht ehrenamtlich engagiert haben. 
Die räumliche und persönliche Nähe 
der Nachbarschaft kann Neueinstei-
gern einen niedrigschwelligen Zugang 
in ein Engagement ermöglichen.

Nachbarschaftshelferinnen und Nach- 
barschaftshelfer zeichnen sich vor 
allen Dingen durch ihr ausgeprägtes 
Mitgefühl und Verantwortungs- so-
wie Sorgebewusstsein gegenüber 
schwächeren Personen aus der (so-
zialen) Nachbarschaft aus. Aufgrund 
dieser Motivationsbasis haben vie-
le Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfer das Bedürfnis, 
über konkrete Hilfe- und Entlastungs-
leistungen ihre freie Zeit sinnvoll zu 
nutzen, soziale Kontakte aufrechtzu-
erhalten beziehungsweise weiterzu-
entwickeln und durch eine koopera-
tive Zusammenarbeit mit anderen 
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Akteuren das jeweilige Hilfsnetzwerk 
von hilfe- und pflegebedürftigen 
Menschen zu optimieren und zu ent-
lasten, sodass eine bestmögliche Ver-
sorgung ermöglicht wird. Gleichzeitig 
ist ihnen daran gelegen, unabhängig 
und eigenständig sowie eigenverant-
wortlich das Engagement organisie-
ren und umsetzen zu können.

Diese selbstbestimmte und koope-
rative Nachbarschaftshilfe eröffnet 
eine bedarfsgerechte Organisation 
und lässt spontane und flexible Ab-
sprachen über Hilfen zu. Nachbar-
schaftshilfe organisiert sich damit bis 
zu einem bestimmten Punkt selbst. 
Häufig ist Nachbarschaftshilfe von Re-
gelmäßigkeit und Verlässlichkeit ge-
prägt und findet nicht selten ein- bis 
zweimal für mehrere Stunden in der 
Woche statt. Ob ein Tandem in dieser 
Regelmäßigkeit schlussendlich über-
dauert, hängt unter anderem von der 
Übereinstimmung der Erwartungen 
beider Seiten und der Entwicklung 
der häuslichen Pflegesituation ab. 

Sind die Vorstellungen im Einklang, 
kann sich das nachbarschaftliche Un-
terstützungsverhältnis ungestört ent-
wickeln. Häufig stimmen die Vorstel-
lungen und Erwartungen bereits von 
Beginn an überein. Dies liegt nicht 
zuletzt auch daran, dass sich das En-
gagementverhältnis über längere Zeit 
aus einer persönlichen Beziehung 
entwickelt hat. In den meisten Fällen 
sind es, wenn überhaupt, hauswirt-
schaftliche Hilfen und Fahrdienste, 
die aufseiten der Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
weniger präferiert werden.

Eine Anerkennung als Nachbar-
schaftshelferin oder Nachbarschafts-
helfer gemäß den Landesverord-
nungen folgt in den meisten Fällen 
einer bestehenden persönlichen und 
sozialen Bekanntschaft. Die Gründe 
für eine Anerkennung liegen dabei 
auf der Hand: Der Entlastungsbetrag 
trägt dazu bei, das bestehende En-
gagementverhältnis zu erhalten und 
weiter zu stärken, indem es pflegebe-

dürftigen Menschen die Möglichkeit 
gibt, ihre Wertschätzung durch eine 
Aufwandsentschädigung zum Aus-
druck zu bringen.

Ein wesentlicher Faktor, der die Um-
setzung einer Anerkennung seitens 
der Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfer befördert oder 
hemmt, ist der empfundene bürokra-
tische und organisatorische Aufwand 
vor, während und nach der Anerken-
nung. Eine klare, eindeutige und 
transparente Anerkennungskultur so-
wie eine entsprechende Kommunika-
tion durch zuständige und sprachfähi-
ge Stellen kann Nachbarschaftshilfe 
letztlich erheblich fördern.



20

Förderung von  
Nachbarschaftshilfe 
durch Servicepunkte
Nachbarschaftshilfe ist eine individu-
elle Hilferessource für Pflegebedürf-
tige und ihre Angehörigen, Teil des 
persönlichen Hilfemix-Systems und 
sozialpolitisch durch die Anerkennung 
im Sinne des § 45a SGB XI auch leis-
tungsrechtlich in der Pflegeversiche-
rung verankert. Gerade im Kontext 
von Anerkennungsvoraussetzungen 
auf der einen Seite und der Belas-
tungssituation von Pflegebedürftigen 
auf der anderen Seite muss sie zielge-
richtet unterstützt werden. Als Nach-
barschaftshelferinnen oder Nachbar-
schaftshelfer engagierte Personen 
brauchen anlassbezogen Informa-
tion, Beratung und Vernetzung. Pfle-
gebedürftige und ihre Angehörigen 
brauchen Unterstützung und Beglei-
tung zur Förderung und Organisation 
ihrer persönlichen Hilfenetzwerke, 
und auch die lokale Daseinsvorsorge 
muss sozialräumlich entwickelt und 

die verschiedenen Hilfen koordiniert 
und vernetzt werden (Besselmann et 
al. 2017).

Was es für eine gelingende Zusam-
menführung von Bedarf und Be-
dürfnis und für die Förderung von 
Nachbarschaftshilfe damit braucht, 
sind kleinräumig agierende trans-
parenzgebende und koordinierende 
Schnittstellen- und Entwicklungs-
organisationen als Teil eines verzahn-
ten Case- und Caremanagements. 
Sie bilden das Bindeglied zwischen 
Menschen mit Unterstützungsbedarf 
und Unterstützenden, geben Infor-
mationen, qualifizieren, motivieren, 
schaffen Transparenz und vernetzen 
die verschiedenen Angebote.

Ein funktionierendes soziales Netz-
werk, als Ergänzung zu professionel-
len Versorgungsstrukturen, setzt be-
gleitende Strukturen voraus. Diese 
Begleitung und Unterstützung wur-
den durch sogenannte Servicepunk-
te im Rahmen des Projektes erprobt. 

Alle praktischen Arbeits- und Um-
setzungshilfen für den Aufbau von 
Servicepunkten sind in Kapitel 3 dar-
gestellt.

„Ich hoffe halt auch, dass mir 
auch mal geholfen wird, wenn 

ich es brauche.“

„Also entweder steckt dieses 
Helfen in einem drin oder 

nicht.“

Zitate aus der  
Nachbarschaftshilfe
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Nachbarschaftshilfe kann eine wich-
tige Facette in der häuslichen Versor-
gung darstellen und dazu beitragen, 
dass hilfe- und pflegebedürftige Men-
schen in ihrer Häuslichkeit besser 
versorgt werden, soziale Kontakte ge-
winnen und letztlich auch ihre Selbst-
ständigkeit im Alltag möglichst lange 
bewahren können. Für die an einem 
nachbarschaftlichen Engagement in- 
teressierten Menschen kann es sinn-
voll sein, sich als Nachbarschaftshel-
ferin oder Nachbarschaftshelfer an-
erkennen zu lassen. So wird für den 
Menschen mit Unterstützungsbedarf 
eine Möglichkeit geschaffen, über 
eine Gegenleistung, die zumindest 
eine Aufwandsentschädigung um-
fasst, Dank und Wertschätzung zum 
Ausdruck zu bringen. Diese muss 
von den pflegebedürftigen Men-
schen dann nicht mehr (vollständig) 
aus der eigenen Tasche bezahlt wer-
den, sondern kann, über den Entlas-
tungsbetrag aus Mitteln der Pflege-
versicherung refinanziert werden. 
Andererseits steht es natürlich allen 

nachbarschaftlich Engagierten frei, 
Hilfen auch ohne eine Anerkennung 
anzubieten. Eine Anerkennung ist kei-
ne Voraussetzung für nachbarschaft-
liches Engagement, sondern lediglich 
eine ergänzende Option.

Soll der Entlastungsbetrag genutzt 
werden, ist eine Anerkennung nach 
Landesrecht notwendig. Die Bundes-
länder, die in ihren Rechtsverordnun-
gen eine Anerkennung im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe ermöglichen 
(Stand: Juni 2020), sind Hamburg, 
Schleswig-Holstein, Nordrhein-West-
falen, Mecklenburg-Vorpommern  
und das Saarland (vgl. Seite 24). Wei-
tere Bundesländer beabsichtigen 
durch eine Novellierung ihrer Rechts-
verordnung, diese Möglichkeit eben-
falls mit aufzunehmen (vgl. Infobox 4: 
Was versteht man unter Novellie-
rung?).

Kapitel 2 –  
Die Rechtsver-
ordnungen der 
Länder: Was ist 
wo und wie ge-
regelt?
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Die Anerkennung

Wie und zu welchen Bedingungen 
genau eine Anerkennung im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe erfolgen 
kann, wird in den Rechtsverordnun-
gen der Länder näher beschrieben. 
In diesem Zusammenhang spricht 
man auch von den sogenannten An-
erkennungsvoraussetzungen bezie-
hungsweise Anerkennungsanforde-
rungen. Diese dienen unter anderem 
der Qualitätssicherung der Angebote. 
Die Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfer müssen also, 
um sich anerkennen zu lassen, ver-
schiedene Voraussetzungen erfüllen 
und bei der anerkennenden Stelle 
nachweisen. 

Welche Anerkennungsvoraussetzun-
gen gibt es?
Die Bundesländer haben in ihren 
Rechtsverordnungen eine Reihe von 
Anerkennungsvoraussetzungen und 
-anforderungen festgelegt. Hierbei 
existieren jedoch keine bundesein-

heitlichen Regelungen. So müssen in 
unterschiedlichen Bundesländern un-
terschiedliche Voraussetzungen und 
Anforderungen erfüllt werden (vgl. In-
fobox 5: Warum sind die Regelungen 
in den Bundesländern unterschied-
lich?). Welche Anerkennungsanforde-
rungen es gibt und welche Anforde-

rungen in welchem Bundesland erfüllt 
werden müssen, sind auf den Seiten 
26 und 27 überblicksartig zusammen- 
gefasst.

Infobox 4: Was versteht man unter Novellie-
rung?

Bedarfe und Bedürfnisse ändern sich. Auf diese Veränderungen 
der Bedarfe reagieren auch die Bundesländer mit entsprechenden 
Anpassungen, indem sie ihre Rechtsverordnungen regelmäßig 
überprüfen und bei Änderungsbedarfen entsprechend anpassen. 
Diese sogenannte Novellierung erfolgt zumeist in regelmäßigen 
Zeitabständen oder bei akutem Bedarf. Beispielsweise werden 
neue Angebote in die Rechtsverordnungen aufgenommen oder 
Bestimmungen für bestehende Angebote optimiert. Welche 
Rechtsverordnungen aktuell eine Anerkennung im Rahmen der 
Nachbarschaftshilfe ermöglichen und welche davon aktuell novel-
liert werden, kann unter www.einzelhelfer.de eingesehen werden.

http://www.einzelhelfer.de
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NORDRHEIN-WESTFALEN 
Verordnung über die Anerkennung 
von Angeboten zur Unterstützung 
im Alltag und Förderung der Weiter-
entwicklung der Versorgungsstruktur 
in Nordrhein-Westfalen (Anerken-
nungs- und Förderungsverordnung 
– AnFöVO)

HAMBURG 
Hamburgische Verordnung über die 
Anerkennung von Angeboten zur 
Unterstützung im Alltag und deren 
Förderung sowie über die Förderung 
von Modellprojekten ehrenamt-
licher Strukturen und der Selbsthilfe 
nach dem 11. Buch Sozialgesetzbuch 
(Hamburgische Pflege-Engagement 
Verordnung) 

SAARLAND 
Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung über die Anerkennung und 
Förderung von Angeboten zur Unter-
stützung im Alltag sowie über die 
Förderung von Initiativen des Ehren-
amts und der Selbsthilfe nach dem 
Elften Buch Sozialgesetzbuch

MECKLENBURG-VORPOMMERN 
Landesverordnung über Angebote zur 
Unterstützung im Alltag, über ehren-
amtliche Strukturen und Selbsthilfe 
sowie Modellvorhaben zur Erprobung 
neuer Versorgungskonzepte und Ver-
sorgungsstrukturen (Unterstützungs-
angebotelandesverordnung 
– UntAngLVO M-V)

SCHLESWIG-HOLSTEIN 
Landesverordnung zur Anerkennung 
und Förderung von Angeboten zur 
Unterstützung im Alltag (Alltagsförde-
rungsverordnung – AföVO)

Die hier abgebildeten Bundeslän-
der ermöglichen aktuell eine An-
erkennung als bürgerschaftlich enga-
gierte Nachbarschaftshelferin oder 
Nachbarschaftshelfer. Die Links zu 
den einzelnen Rechtsverordnun-
gen der Bundesländer sind unter  
www.einzelhelfer.de aufgelistet.

http://www.einzelhelfer.de
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Können sich Einzelpersonen nur als Nachbar-
schaftshelferinnen und Nachbarschaftshelfer 
anerkennen lassen?

In einigen Bundesländern können sich Einzelpersonen auch an-
erkennen lassen, wenn sie selbstständig oder in einem gewerbli-
chen Beschäftigungsverhältnis tätig werden. Es ist dann von Haus-
haltshilfen oder Einzelkräften die Rede. Weitere Informationen zu 
allen anerkennungsfähigen Angebotsformen der Bundesländer 
finden Sie in den Rechtsverordnungen der Länder. Die Links zu 
den Rechtsverordnungen der Länder sind auf www.einzelhelfer.de 
zusammengefasst.

http://www.einzelhelfer.de
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ab 3.Grad 1

3

max

VOLLJÄHRIGKEIT  
Die Einzelperson muss volljährig 
sein.

SCHULUNG/ERSTE-HILFE-KURS 
Die Einzelperson muss eine Schu-
lung absolvieren oder sonstige 
Nachweise (z. B. einen Erste-Hil-
fe-Kurs) erbringen.

FORTBILDUNG  
Die Einzelperson muss in regel-
mäßigen Abständen (z. B. alle 
3 Jahre) die Absolvierung einer 
Fortbildung nachweisen.

VERWANDTSCHAFT  
Die Einzelperson darf mit dem 
Pflegebedürftigen nicht bis zum 
2. Grad verwandt oder verschwä-
gert sein.

BETREUUNGSANZAHL 
Die Einzelperson darf nur eine 
bestimmte Anzahl an Pflegebe-
dürftigen unterstützen.

WOHNGEMEINSCHAFT  
Die Einzelperson darf mit dem 
Pflegebedürftigen nicht in einer 
häuslichen Gemeinschaft leben.
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1

UMKREISBEGRENZUNG  
Die Einzelperson darf lediglich in 
einem bestimmten Umkreis sei-
ne/ihre Unterstützung anbieten.

AUFWANDSENTSCHÄDIGUNG  
Die Entschädigung des Aufwands 
darf offiziell eine bestimmte 
Höhe nicht überschreiten.

ZEITEINSATZ  
Die Einzelperson darf eine be-
stimmte Stundenanzahl im Enga-
gement nicht überschreiten.

PFLEGEPERSON  
Die Einzelperson darf nicht 
gleichzeitig auch Pflegeperson im 
Sinne von § 19 SGB XI sein.

TÄTIGKEITSBEREICHE  
Die Einzelperson darf im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe lediglich 
Tätigkeiten eines bestimmten Be-
reichs erbringen.

REGISTRIERUNG  
Die Einzelperson oder das 
Tandem aus Einzelperson und 
Pflegebedürftigen müssen sich 
registrieren lassen.
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HAMBURG 
Die Hamburgische Pflege-Engage-
ment Verordnung vom 31. Januar 
2017 sieht die folgenden Anerken-
nungsvoraussetzungen und -anforde-
rungen vor:

•	 Nachbarschaftshilfen müssen 
volljährig und in der Hansestadt 
Hamburg gemeldet sowie wohn-
haft sein.

•	 Die Aufwandsentschädigung darf 
einen Betrag von 5 Euro je Stun-
de nicht überschreiten.

•	 Insgesamt sollten die angenom-
menen Aufwandsentschädigun-
gen einen Betrag von 2.400 Euro 
je Kalenderjahr nicht überschrei-
ten.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer darf 
mit der oder dem Pflegebedürf-
tigen oder ihren bzw. seinen 
pflegenden Angehörigen nicht 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 
Die Alltagsförderungsverordnung 
(AföVO) vom 10. Januar 2017 sieht 
die folgenden Anerkennungsvoraus-
setzungen und -anforderungen vor:

•	 Die Erbringung der Nachbar-
schaftshilfe sollte durch eine voll-

Ein Blick in die Rechtsverordnun-
gen  der Bundesländer zeigt ein ge-
mischtes Bild an Voraussetzungen 
und Anforderungen. Nicht nur die 
reine Anzahl der Anerkennungsvo-
raussetzungen unterscheidet sich 
zwischen den Bundesländern, son-
dern auch ihre Ausgestaltung. Bei-
spielsweise ist in Nordrhein-Westfa-
len, Mecklenburg-Vorpommern und 
Schleswig-Holstein eine Schulung 
vorgeschrieben. Während in Meck-
lenburg-Vorpommern sechs Un- 
terrichtseinheiten (UE) zu absolvie-
ren sind, muss in Schleswig-Holstein 
eine 20 UE umfassende oder eine 
vergleichbare Qualifizierung nachge-
wiesen werden, wie z. B. eine abge-
schlossene berufliche Ausbildung. In 
Nordrhein-Westfalen sollte die Qua-
lifizierung mindestens den Umfang 
eines Pflegekurses gemäß § 45 SGB XI 
aufweisen. Alternativ kann auch hier 
eine passende Berufsausbildung vor-
gewiesen werden. In Abbildung 1 
sind die Varianten verschiedener Vor-
aussetzungen dargestellt.

bis zum zweiten Grad verwandt 
oder verschwägert sein.

•	 Es sollten nicht mehr als zwei 
Pflegebedürftige unterstützt 
werden.

•	 Die Nachbarschaftshelferin 
oder der Nachbarschaftshel-
fer ist zusammen mit der oder 
dem Pflegebedürftigen bei der 
Servicestelle Nachbarschaftshilfe 
registriert.
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NORDRHEIN-WESTFALEN 
Die Anerkennungs- und Förde-
rungsverordnung (AnFöVO) vom 
23. Januar 2019 sieht die folgenden 

ab 3.Grad 1

3

max

jährige Einzelpersonen erfolgen.
•	 Sofern die Person nicht über 

eine abgeschlossene berufli-
che Qualifikation verfügt (siehe 
Verordnung für Details), ist ein 
Nachweis über den Besuch einer 
Schulung mit insgesamt min-
destens 20 Unterrichtseinheiten 
(UE) notwendig. 

•	 Der Besuch einer Fortbildung 
von acht UE ist im Abstand von 
drei Jahren nachzuweisen.

•	 Die Nachbarschaftshilfe sollte 
innerhalb eines angemessenen 
Umkreises um den Wohnort 
des Pflegebedürftigen erbracht 
werden.

•	 Es darf eine Aufwandsentschä-
digung für erbrachte Leistungen 
verlangt werden.

•	 Eine Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft der Nachbar-
schaftshelferin oder des Nach-
barschaftshelfers mit der zu 
unterstützenden Person bis zum 
zweiten Grad muss ausgeschlos-
sen werden können.

•	 Je Kalendermonat sollten maxi-
mal drei pflegebedürftige Perso-
nen unterstützt werden.

•	 Es darf keine häusliche Ge-
meinschaft bestehen. Gemein-
schaften, die auf Projekten wie 
„Wohnen für Hilfe“ basieren, 
sind hiervon ausgenommen.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer darf 
nicht gleichzeitig Pflegeperson 
im Sinne des § 19 SGB XI bei der 
zu unterstützenden Person sein.

Anerkennungsvoraussetzungen und 
-anforderungen vor:

•	 Liegt keine andere geeignete 
Qualifizierungen vor (z. B. eine 
abgeschlossene Berufsaus-
bildung in der Pflege) ist eine 
Schulung, mindestens im Um-
fang eines Pflegekurses gemäß § 
45 SGB XI nachzuweisen.

•	 Die Einzelperson sollte mit der 
anspruchsberechtigten Person 
nicht bis zum zweiten Grad ver-
wandt oder verschwägert sein.

•	 Die Einzelperson lebt mit der 
pflegebedürftigen Person nicht in 
einer häuslichen Gemeinschaft.

Anmerkung: Nachbarschaftshilfe soll 
in NRW zukünftig im Rahmen einer 
„sittlichen Pflicht“ erbracht wer-
den, weshalb die Betreuungsanzahl 
mittlerweile auf eine Person begrenzt 
wurde.
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MECKLENBURG-VORPOMMERN 
Die Unterstützungsangebotelandes-
verordnung (UntAngLVO M-V) vom 
3. September 2019 sieht die folgen-
den Anerkennungsvoraussetzungen 
und -anforderungen vor:

•	 Nachbarschaftshilfe im Sinne 
der Verordnung darf nur durch 
volljährige natürliche Einzelper-
sonen erbracht werden.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer muss 
einen Grundkurs im Umfang von 
mindestens acht UE absolvieren.

•	 Regelmäßig im Abstand von zwei 
Jahren ist ein Aufbaukurs im Um-
fang von mindestens sechs UE zu 
absolvieren.

•	 Die Nachbarschaftshilfe sollte 
innerhalb eines engen Umkreises 
um den Wohnort des Pflegebe-
dürftigen stattfinden.

•	 Es kann eine Aufwandsentschä-
digung von maximal 8 Euro pro 

Stunde gewährt werden.
•	 Die nachbarschaftliche Hilfe 

weist einen Umfang von insge-
samt höchstens 25 Stunden je 
Kalendermonat auf.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer ist 
nicht mit der zu unterstützenden 
Person bis zum zweiten Grad ver-
wandt oder verschwägert.

•	 Es dürfen höchstens zwei an-
spruchsberechtigte Personen 
gleichzeitig unterstützt werden.

•	 Das Tandem lebt nicht in einer 
häuslichen Gemeinschaft.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer ist 
nicht als Pflegeperson im Sinne 
des § 19 des SGB XI bei der zu 
unterstützenden Person tätig.

SAARLAND 
Die saarländische Rechtsverordnung 
sieht die folgenden Anerkennungsvo-
raussetzungen und -anforderungen 
vor:

•	 Bei der Nachbarschaftshelferin 
oder dem Nachbarschaftshelfer 
handelt es sich um eine volljähri-
ge natürliche Person.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer er-
bringt die folgenden Nachweise, 
die vor, die zum Zeitpunkt des 
Registrierungsantrags jeweils 
nicht älter als drei Monate sind: 
Erste-Hilfe-Kurs, Unterweisung 
gemäß § 43 Infektionsschutz-
gesetz (d. h. Hygienebelehrung), 
polizeiliches Führungszeugnis.

•	 Die Aufwandsentschädigung für 
die nachbarschaftliche Unter-
stützung beträgt je Stunde maxi-
mal die Höhe des jeweils aktuell 
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gültigen allgemeinen gesetz-
lichen Mindestlohnes, wobei die 
Summe der Aufwandsentschä-
digungen im Kalenderjahr den 
Freibetrag nach § 3 Nummer 26 
Einkommensteuergesetz nicht 
überschreiten darf.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer ist mit 
der pflegebedürftigen Person 
nicht bis zum zweiten Grad ver-
wandt oder verschwägert.

•	 Es werden durch die Nachbar-
schaftshelferin oder den Nach-
barschaftshelfer nicht mehr als 
zwei pflegebedürftige Personen 
registriert und betreut.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer lebt 
mit der zu unterstützenden Per-
son nicht in häuslicher Gemein-
schaft.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer ist 
nicht als Pflegeperson im Sinne 
des § 19 des SGB XI bei der zu 
unterstützenden Person tätig.

•	 Zum Tätigkeitsbereich der Nach-
barschaftshelferin oder des 
Nachbarschaftshelfers zählt der 
hauswirtschaftliche Bereich, ins-
besondere Reinigung der Woh-
nung, Reinigung der Wäsche, 
Essenszubereitung und die Erle-
digung der Einkäufe. Nicht hier-
unter fallen die Instandhaltung 
von Gebäuden und Außenlagen 
oder Handwerkerleistungen.

•	 Die Nachbarschaftshelferin oder 
der Nachbarschaftshelfer regist-
riert sich bei der Registrierungs-
stelle Nachbarschaftshilfe.

Infobox 5: Warum sind 
die Regelungen in den 
Bundesländern unter-
schiedlich?

Die unterschiedlichen Regelun-
gen gehen unter anderem auf 
die unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen zurück. Beispiels-
weise aufgrund infrastrukturel-
ler Unterschiede und dem Grad 
der Verstädterung. Kleinere 
Bundesländer und Stadt-
staaten, wie Hamburg, unter-
scheiden sich in dieser Hinsicht 
von großen Flächenländern 
wie Schleswig-Holstein. Hinzu 
kommt, dass es keine einheit-
liche Definition von Nachbar-
schaftshilfe gibt und sich somit 
die Verordnungsgeber auf ihre 
eigene Interpretation stützten.
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SH

mind.

20 UE

NW

mind. Umfang
Pflegekurs
(~ 12 UE) 

mind.

8 UE

MV SL

Erste-Hilfe-Kurs, Hygie-
nebelehrung, polizeili-
ches Führungszeugnis

SH

8 UE
alle 3 Jahre

6 UE
alle 2 Jahre

MV

SH

3/KM 2

HH

2

MV

2

SL

1

NW

MV

„enger 
Umkreis“

„angemessener 
Umkreis“

(Land: ~50km)

SH

„nicht zwingend 
aus der [...] 

Nachbarschaft“

NW

SL

5–10 €/Std.2

MV

8 €/Std.

NW SH

5–8 €/Std.3

HH

5 €/Std.
2.400€/KJ

9,35 €/Std.1

2.400€/KJ

1

Abbildung 1:  
Varianten verschie-
dener Anerkennungs-
voraussetzungen in 
den Bundesländern in 
denen eine Anerken-
nung im Rahmen der 
Nachbarschaftshilfe 
möglich ist.  
SH = Schleswig-Holstein, 
NW = Nordrhein-West-
falen, MV = Mecklen-
burg-Vorpommern, HH =
Hamburg, SL = Saarland, 
UE = Unterrichtseinheit, 
entspricht 45 Minuten, 
KM = Kalendermonat,  
KJ = Kalenderjahr,  
PK = Pflegekasse;  
1 Aktuell gültiger gesetz-
licher Mindestlohn (Juni 
2020), 
2 Inoffizielle Obergrenze 
für die Aufwandsent-
schädigung
3 Inoffizielle Obergrenze 
für die Aufwandsent-
schädigung (exkl. Fahrt-
kosten und Fahrtzeit)
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Tätigkeitsbereiche der 
Nachbarschaftshilfe

Die Frage danach, was Nachbar-
schaftshilfe leisten darf, ist weitest-
gehend offengehalten und von den 
zuständigen Stellen zumeist außer-
halb der Rechtsverordnungen in  
begleitenden Informationsblättern 
festgehalten. Welche Tätigkeiten typi-
scherweise im Rahmen der Nachbar-
schaftshilfe erbracht werden können, 
ist in der Infobox 6: „Was sind konkre-
te Beispiele für Nachbarschaftshilfe?“ 
zusammengefasst. 

Eine Ausnahme stellt das Saarland 
dar. Im Saarland ist eine gezielte Aus-
richtung der Nachbarschaftshilfe auf 
den hauswirtschaftlichen Bereich be-
absichtigt. 

Einigkeit besteht demgegenüber in 
allen Bundesländern in Bezug auf 
grundpflegerische Maßnahmen, die 
für die Nachbarschaftshilfe grund-
sätzlich ausgeschlossen sind. Dabei 

wird durchaus berücksichtigt, dass 
es Situationen geben kann, in denen 
grundpflegerische Tätigkeiten not-
wendig werden können, wie zum Bei-

spiel eine eventuelle Unterstützung 
beim Toilettengang während eines 
Gedächtnistrainings.

Infobox 6: Was sind konkrete Beispiele für 
Nachbarschaftshilfe?

Unterstützung bei der Aufrechterhaltung sozialer Kontakte • Ge-
dächtnistraining • Entspannungsübungen • Unterhaltung und Ge-
spräche • Auf die Interessen der Person ausgerichtete Tätigkeiten 
(z. B. Fotografieren, Musizieren, Kochen, Lesen) • Spaziergänge  
• gemeinsames Einkaufen • Begleitung bei Arztbesuchen • Leich-
te Bewegung oder Gymnastik • Begleitung zu (kulturellen) Veran-
staltungen und Ausflügen

Ausnahme: Im Saarland ist Nachbarschaftshilfe lediglich auf haus-
wirtschaftliche Tätigkeiten ausgerichtet (u. a. Saubermachen und 
Putzen, Einkaufen, Kochen, Rasenmähen, Schneeräumen).

Ausschluss: Grundpflegerische Tätigkeiten dürfen höchstens im 
Ausnahmefall erbracht werden. Zur Grundpflege gehören die Pfle-
ge in den Lebensbereichen Körper, Ernährung und Mobilisierung.
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Vor der Anerkennung

Wenn man den zeitlichen Verlauf der 
Anerkennung betrachtet, müssen vor 
einer Anerkennung die folgenden Vo-
raussetzungen erfüllt sein.

•	 Volljährigkeit (vgl. Exkurs: Kön-
nen sich auch Nichtvolljährige im 
Rahmen der Nachbarschaftshilfe 
anerkennen lassen?),

•	 der Ausschluss der Betreuung der 
leistungsberechtigten Person ge-
mäß § 19 SGB XI,

•	 der Ausschluss einer Verwandt-
schaft bis zum 2. Grad (vgl. Info-
box 7: Wann liegt eine Verwandt-
schaft oder eine Schwägerschaft 
vor?) und 

•	 der Ausschluss, dass die Nach-
barschaftshelferin oder der 
Nachbarschaftshelfer mit der 
pflegebedürftigen Person in einer 
häuslichen Gemeinschaft lebt.

Diese Voraussetzungen müssen zu-
meist von der interessierten Person 
durch eine Selbstauskunft bestätigt 
werden. Im Vordergrund stehen je-
doch die Absolvierung einer Schu-
lung (Ausnahme: Hamburg und dem 
Saarland) und die Vorlage eines ent-
sprechenden Zertifikates bei der an-
erkennenden Stelle (vgl. S. 43). Diese 
Schulungs- und in einigen Fällen auch 
Fortbildungspflicht ist in den Bundes-
ländern eine wesentliche qualitäts-
sichernde Grundvoraussetzung (vgl. 
auch Exkurs: Schulung).

Darüber hinaus sollte ein ausreichen-
der Versicherungsschutz vorliegen 
(vgl. Exkurs: Haft- und Unfallversiche-
rungsschutz).

Zu beachten sind die unterschiedli-
chen Voraussetzungen in den jewei-
ligen Bundesländern (vgl. S. 26 und 
27).

ab 3.Grad
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Infobox 7: Wann liegt eine Verwandtschaft oder 
eine Schwägerschaft vor?

Während eine Verwandtschaft nach § 1589 Abs. 1 BGB als eine 
Abstammung der einen Person von der anderen definiert und 
durch eine Geburt begründet wird, basiert eine Schwägerschaft 
auf einer Heirat oder Verpartnerung biologisch oder rechtlich 
nicht verwandter Personen. Laut § 1590 Abs. 1 BGB sind die Ver-
wandten eines Ehegatten mit dem anderen Ehegatten verschwä-
gert, wobei die Linie und der Grad der Schwägerschaft nach der 
Linie und dem Grad der sie vermittelnden Verwandtschaft be-
stimmt werden. Eine Verwandtschaft oder Schwägerschaft 2. Gra-
des besteht beispielsweise mit den eigenen oder angeheirateten 
oder verpartnerten Eltern, Großeltern, Geschwistern, Kindern und 
Enkelkindern. Eine Verwandtschaft oder Schwägerschaft 3. Grades 
liegt unter anderem zu Neffen, Nichten, Onkeln, Tanten, Urgroß-
eltern und Urenkeln vor. 

Hinweis: Gemäß § 1590 Abs. 2 BGB bleibt eine Schwägerschaft 
auch dann bestehen, wenn die Ehe, durch die sie begründet wur-
de, aufgelöst wurde.
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Exkurs: Nichtvolljährige 
und Anerkennung

Wenn in den Rechtsverordnungen 
der Bundesländer keine Angaben 
hierzu gemacht werden, dann ist es 
grundsätzlich auch als nicht volljäh-
rige Person möglich, sich im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe zu engagie-
ren. 

Zu berücksichtigen sind die Regelun-
gen des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
(JArbSchG) und der Kinderarbeits-
schutzverordnung (KindArbSchV). Es 
gilt ein grundsätzliches Verbot für 
die Beschäftigung von Kindern (d. h. 
„wer noch nicht 15 Jahre alt ist“) mit 
einigen Ausnahmen gemäß § 5 Abs. 
2 JArbSchG. Kinder über 13 Jahre 
und vollzeitschulpflichtige Jugend-
liche (d. h. „wer 15, aber noch nicht 
18 Jahre alt ist“) können beispiels-

weise in privaten Haushalten (§ 2  
Abs.  1  KindArbSchV) mit Tätigkeiten 
im Haushalt und Garten, mit Boten-
gängen und Einkaufstätigkeiten be-
treut werden. Folgende Rahmenbe-
dingungen sind dabei zu beachten:

•	 Eine Einwilligung der Erziehungs-
berechtigten ist notwendig.

•	 Die Tätigkeit muss leicht und für 
Kinder geeignet sein. Das heißt, 
die Sicherheit, Gesundheit und 
Entwicklung der Kinder darf nicht 
gefährdet und der Schulbesuch 
sowie die Fähigkeit, dem Unter-
richt zu folgen, darf nicht negativ 
beeinflusst werden. Sicherheits-
maßnahmen müssen erläutert 
werden.

•	 Die Kinder dürfen nicht mehr als 
zwei Stunden täglich beschäftigt 
werden.

•	 Kinder dürfen nur zwischen 8 und 
18 Uhr und nicht vor oder wäh-

rend des Schulunterrichts tätig 
sein.

•	 Kinder und Jugendliche dürfen 
nur an fünf Tagen in der Woche 
beschäftigt werden. Die beiden 
wöchentlichen Ruhetage sollen 
nach Möglichkeit aufeinanderfol-
gen. Für Samstage und Sonntage 
gelten gesonderte Regelungen 
(vgl. § 16 und § 17 JArbSchG).

•	 Für Jugendliche gilt, dass sie nicht 
mehr als acht Stunden täglich 
und nicht mehr als 40 Stunden 
wöchentlich beschäftigt sein dür-
fen.
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Exkurs: Haft- und Unfall-
versicherungsschutz

Nachbarschaftshilfe findet selbst-
organisiert statt, und die Hilfe sollte 
eigentlich im Vordergrund stehen. 
Eine Auseinandersetzung mit dem 
Thema „Versicherungsschutz“ ist je-
doch auch hier notwendig. Denn wer 
sich während der Nachbarschaftshil-
fe verletzt oder anderen einen Scha-
den zufügt, sollte abgesichert sein. 
Dies hilft nicht nur dabei, die eigene 
Engagementbereitschaft aufrechtzu-
erhalten, sondern auch, den nach-
barschaftlichen Frieden zu bewahren.

Nachbarschaftshilfe wird von den 
Ländern dabei unterschiedlich ab-
gesichert. Wichtig vorab zu wissen 
ist, dass in allen Fällen der private 
Versicherungsschutz entscheidend 
ist. Nachgelagert (subsidiär) können 

dann unterschiedliche Regelungen 
greifen. In Hamburg ist man beispiels-
weise über die Servicestelle Nach-
barschaftshilfe haft- und unfallversi-
chert. In Mecklenburg-Vorpommern 
greift dagegen der Versicherungs-
schutz der Sammelversicherung des 
Landes. In Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein besteht keine die-
ser Möglichkeiten. Für die verbindli-
che Abklärung eines ausreichenden 
Versicherungsschutzes ist damit jede 
Person, die sich im Rahmen der Nach-
barschaftshilfe engagiert, persönlich 
zuständig.

Ungeachtet der Regelungen in den 
Bundesländern sollte bei der Haft-
pflichtversicherung eine Deckungs-
summe von mindestens 2 Millio-
nen Euro für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden vorliegen. Zu 
beachten ist in diesem Zusammen-
hang, dass Unterstützungsleistungen 
im Rahmen der Nachbarschaftshilfe 
in der Regel als Gefälligkeitsdiens-
te eingestuft werden. Dies ist in der 

Regel auch dann der Fall, wenn eine 
Aufwandsentschädigung entrich-
tet wird. Bei Gefälligkeiten besteht 
eine sogenannte Haftungsbeschrän-
kung. Diese Beschränkung besteht 
stillschweigend und liegt also auch 
ohne vorherige Vereinbarung vor. 
Das bedeutet, dass sich die Nach-
barschaftshelferin oder der Nachbar-
schaftshelfer und die Nachbarin oder 
der Nachbar darauf einigen, dass die 
normale Haftung nicht gilt. Denn im 
Normalfall haftet diejenige Person 
für einen Schaden, die diesen verur-
sacht hat! Mit dem stillschweigenden 
Haftungsausschluss liegt im Fall eines 
Schadens aus leichter Fahrlässigkeit 
die Verantwortung also nicht wie üb-
lich bei der verursachenden Person. 
Die geschädigte Person bleibt somit 
auf dem Schaden sitzen – es sei denn, 
eine andere Versicherung (z. B. Ge-
bäudeversicherung, Hausratsversi-
cherung) kommt für den entstande-
nen Schaden auf. Anders sieht es bei 
Schäden aus, die durch grobe Fahrläs-
sigkeit verursacht worden sind, wobei 
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eine genaue Einschätzung im Einzel-
fall geprüft werden muss.

Dieser Umstand sollte vor Beginn 
der nachbarschaftlichen Tätigkeit 
berücksichtigt werden. Sicherheits-
halber gilt es darauf zu achten, dass 
die private Haftpflichtversicherung 
die sogenannten Gefälligkeitsschä-
den ausdrücklich mit abgedeckt. Die 
Versicherungen müssen dann auch 
im Fall von leichter Fahrlässigkeit den 
Schaden regulieren.

Beim gesetzlichen Unfallversiche-
rungsschutz ist zu beachten, dass der 
Schaden oder die Verletzung direkt 
mit der nachbarschaftlichen Unter-
stützung in Verbindung stehen muss 
oder sich auf dem Fahrtweg ereig-
net hat. Der gesetzliche Unfallschutz 
nach § 2 Abs. 2 SGB VII besteht dabei 
nur für Personen, die „wie Beschäftig-
te“ tätig werden. Dieser Sachverhalt 
ist grundsätzlich auch auf Personen 
im Rahmen der Nachbarschaftshilfe 
anwendbar, aber letztlich wird jeder 

Einzelfall gesondert überprüft. Nach 
ständiger Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichtes (BSG) sind folgen-
de Kriterien relevant:

•	 Es muss sich um eine ernstliche 
Tätigkeit mit einem nicht uner-
heblichen wirtschaftlichen Wert 
handeln. Einfache Handreichun-
gen fallen also nicht hierunter.

•	 Außerdem muss die Hilfe und 
Unterstützung dem Interesse 
eines Unternehmens (auch eines 
privaten) entsprechen. Es stehen 
also nicht die Interessen des Hel-
fenden im Vordergrund.

•	 Darüber hinaus müssen die kon-
kreten Umstände des Einzelfalls 
arbeitnehmerähnlich sein. 

An dieser Stelle können häufiger Be-
urteilungsprobleme des Einzelfalls 
auftreten. Als eine einfache Regel gilt, 
dass je umfassender und selbstloser 
die Tätigkeit und je flüchtiger die 

soziale Bekanntschaft Hilfeempfän-
ger und Helfenden, umso eher kann 
davon ausgegangen werden, dass 
der gesetzliche Unfallversicherungs-
schutz greift.

Eine private Berufsunfähigkeitsver-
sicherung oder – wenn diese nicht 
abgeschlossen werden kann (z. B. als 
Rentner oder Rentnerin) – eine priva-
te Unfallversicherung stellt eine Mög-
lichkeit dar, sich bei der Ausübung 
von Nachbarschaftshilfe zusätzlich 
abzusichern.

Kommentar zum Versicherungs-
schutz:
Der Versicherungsschutz ist ein we-
sentlicher Bereich, der durch den Ver-
ordnungsgeber mitbeeinflusst wer-
den kann. Beispielsweise kann eine 
Registrierungsregelung über eine ent-
sprechend eingerichtete zuständige 
Stelle den Schutz der Nachbarschafts-
helferinnen und Nachbarschaftshel-
fer sicherstellen. Die Registrierung 
bei einer entsprechenden Stelle führt 
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zu einem subsidiären Schutz, der im-
mer dann greift, wenn die Personen 
keinen eigenen Versicherungsschutz 
besitzen. Dabei bezieht sich dieser 
sowohl auf den Haftpflicht- als auch 
auf den Unfallversicherungsschutz. 
Aktuell profitieren nur die Nachbar-
schaftshelferinnen und Nachbar-
schaftshelfer in Hamburg von einer 
solchen Regelung.

Eine Alternative zu einer Registrie-
rungsregelung können die Sammel-
versicherungen der Länder darstel-
len, die ebenfalls als ein subsidiärer 
Schutz funktionieren. Verschiedene 
Länder haben zur Stärkung des eh-
renamtlichen Engagements und zur 
Vermeidung von Versicherungslü-
cken Haftpflicht- und Unfallsammel-
versicherungen abgeschlossen. Der 
Begriff des Ehrenamtes ist in diesen 
Verträgen jedoch strikt an fünf Merk-
malen orientiert. Hierunter wird auch 
die Unentgeltlichkeit angeführt (vgl. 
Infobox 8: Merkmale des Ehrenamtes 
in den Sammelversicherungen der 

Länder). In diesen Verträgen wird nur 
der sogenannte Auslagenersatz als 
unschädlich angesehen. Pauschale 
Aufwandsentschädigungen, wie sie 
bei Nachbarschaftshilfe häufig geleis-
tet werden, gehören nicht dazu. Da-
mit die Sammelversicherungen auch 
für die anerkannten Nachbarschafts-
helferinnen und Nachbarschaftshel-
fer greifen, müsste zunächst eine An-
passung der Bedingungen erfolgen, 
da eine Aufwandsentschädigung, 
insbesondere wenn diese pauschal 
bemessen wird und aus dem Ent-
lastungsbetrag gezahlt wird, aktuell 
nach Auskunft des Versicherungsträ-
gers noch im Widerspruch zu den be-
stehenden Verträgen steht.

Infobox 8: Merkmale 
des Ehrenamtes in den 
Sammelversicherun-
gen der Länder

1. Es ist freiwillig – in Abgren-
zung zur vertraglich festgeleg-
ten und abhängigen Erwerbsar-
beit. 2. Es ist unentgeltlich – im 
Gegensatz zur bezahlten Arbeit, 
Auslagenerstattung unschäd-
lich. 3. Es erfolgt für andere – in 
Abgrenzung zur Selbsthilfe.  
4. Es findet in einem organi-
satorischen Rahmen statt – in 
Abgrenzung zu individueller 
oder spontaner Hilfeleistung 
und informellen Systemen wie 
Familie und Nachbarschaft.  
5. Es ist möglichst kontinuier-
lich – in Abgrenzung zu einmali-
ger und kurzfristiger Hilfe.
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Exkurs: Schulungen

Die Schulung von Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfern 
ist eine wichtige qualitätssichernde 
Komponente und außer in Hamburg 
und im Saarland in allen Verordnun-
gen eine verpflichtende Vorausset-
zung im Anerkennungsprozess. Ob 
eine Schulung für den Bereich Nach-
barschaftshilfe verpflichtend sein 
sollte oder nicht, ist eine Frage, die 
an dieser Stelle jedoch nicht abschlie-
ßend beantwortet werden kann. Im 
Sinne der Niedrigschwelligkeit ist 
eine solche Überlegung sicherlich le-
gitim, insbesondere dann, wenn sich 
die nachbarschaftliche Unterstützung 
aus einer bestehenden längerfristi-
gen persönlichen Beziehung entwi-
ckelt hat und dies für eine Anerken-
nung auch eine Grundvoraussetzung 
darstellt. Jedoch wird mit der Nach-

barschaftshilfe gerade im häuslichen 
Bereich und in Verbindung mit der 
Pflegebedürftigkeit eine besonders 
verletzliche und damit außerordent-
lich schützenswerte Zielgruppe ange-
sprochen. Nachbarschaftshelferinnen 
und Nachbarschaftshelfer sollten für 
dieses Setting entsprechend sensibili-
siert und auf die Herausforderungen 
vorbereitet werden, die mit einem 
solchen Engagement einhergehen 
können. Häufig wird eine kostenfreies 
Schulungs-, aber auch Fortbildungs-
angebot als besondere Wertschät-
zung gerne angenommen.

Personen, die in der Nachbarschafts-
hilfe tätig sind, ist ein Wunsch nach 
Wissenstransfer und der Weiterent-
wicklung persönlicher Kompetenzen 
gemein. Hiermit geht das Bedürfnis 
einher, neue Dinge zu lernen und 
sich anzueignen. Eine Schulung ver-
ringert zwar die Durchlässigkeit, wer-
tet aber gleichzeitig die Qualität des 
Angebotes auf und bietet den Nach-
barschaftshelferinnen und Nachbar-

schaftshelfern eine Möglichkeit, das 
eigene Wissen sowie die eigenen 
Kompetenzen zu erweitern und wei-
terzuentwickeln. Zusätzlich hat eine 
verpflichtende Schulung eine drei-
fache Kontroll- und Filterfunktion: 
Sie stellt für grundsätzlich ungeeig-
nete Personen eine Zugangsbarriere 
dar, schafft die Möglichkeit Nach-
barschaftshelferinnen und Nachbar-
schaftshelfer über einen längeren 
Zeitraum kennenzulernen und sich 
einen persönlichen Eindruck von Eig-
nung und Motiven zu verschaffen und 
im Bedarfsfall gegenzusteuern und 
gibt Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfern die Möglich-
keit zur persönlichen Reflexion über 
ihre Eignung.

Ein Blick in die Bundesländer zeigt, 
dass die meisten Länder sich explizit 
für eine Schulungspflicht ausspre-
chen. Lediglich in Hamburg ist eine 
Schulung optional und stellt somit 
keine Voraussetzung dar, um sich als 
anerkannte Nachbarschaftshelferin 
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oder Nachbarschaftshelfer zu en-
gagieren. Neben der Frage, ob eine 
Schulung verpflichtend sein soll oder 
nicht, ist die Frage danach „Wie“ eine 
entsprechende Schulungslandschaft 
aufgebaut werden kann, entschei-
dend.

Welche Möglichkeiten gibt es, um 
Schulungen einzurichten?
Die Etablierung einer bedarfsde-
ckenden und flächendeckenden 
Schulungslandschaft ist nicht trivial. 
Nachbarschaftshelferschulungen soll-
ten niedrigschwellig und kostenfrei 
sein. Damit sind sie für „klassische“ 
Bildungsträger ein uninteressantes 
Betätigungsfeld, sofern es außer Teil-
nahmegebühren keine anderen Re-
finanzierungsmöglichkeit gibt. Eine 
Möglichkeit ist, Schulungen lokal 
und kleinräumig mit verschiedenen 
Kooperationspartnern über gute 
Netzwerkarbeit anzubieten. Koope-
rationspartner mit unterschiedli-
chen thematischen Schwerpunkten 
können die Schulungsinhalte selbst 

vermitteln. Das DRK beteiligt sich bei-
spielsweise zu dem Thema Erste Hil-
fe, die lokale Alzheimer Gesellschaft 
zum Thema Kommunikation und die 
städtische Pflegeberatung zum The-
ma Leistungsrecht und lokale Hilfs-
angebote. Auch Räumlichkeiten und 
ggf. Referentenhonorare lassen sich 
vor Ort oft einfacher organisieren. 
Um landesweit Nachbarschaftshelfer 
zu qualifizieren und anzuerkennen, 
braucht es allerdings ein flächende-
ckendes Angebot an Qualifizierungen 
mit Rahmen-Curriculum, ein einheit-
liches Zertifikat, das von anerken-
nenden Stellen und Kostenträgern 
akzeptiert wird und eine Refinanzie-
rungsmöglichkeit. Bewährt hat sich, 
verschiedene Akteure frühzeitig ein-
zubeziehen und sich mit diesen ab-
zustimmen, um die Strukturen auf 
die aufkommende Nachfrage nach 
Schulungen vorzubereiten, wenn die-
se in der Rechtsverordnung als An-
erkennungsvoraussetzung genannt 
werden. Für die finanzielle Förderung 
von Schulungsangeboten kommen 

verschiedenen Refinanzierungsmög-
lichkeiten in Betracht.

Neben landesspezifischen und loka-
len Fördermöglichkeiten haben sich 
in der Praxis drei Finanzierungsmög-
lichkeiten bewährt, die bundesweit 
bestehen.

1. Schulungen als Pflegekurse für An-
gehörige und ehrenamtliche Pflege-
personen
Pflegekassen bieten teilweise selbst, 
häufig aber in Kooperation mit an-
deren wohnortnahen Einrichtungen 
Nachbarschaftshelferschulungen im 
Rahmen ihrer Pflegekurse an. Wich-
tig ist hierbei, zwischen den Zielgrup-
pen zu differenzieren. Angehörige 
und Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfer haben unter-
schiedliche Informations- und Schu-
lungsbedarfe. Deshalb sollte es bei 
dieser Finanzierungsoption jeweils 
ein spezifisches Kursangebot geben, 
das sich jeweils exklusiv an Angehöri-
ge und jeweils an Nachbarschaftshel-
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ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
richtet. Gerade in Bundesländern, in 
denen die Qualifizierungsanforde-
rung an Nachbarschaftshelfer in der 
Rechtsverordnung sich in Art und 
Umfang auf Pflegekurse bezieht, 
kommt es in der Praxis häufig dazu, 
dass angehende Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer  
aus Mangel an Alternativen an Ange-
hörigenkursen teilnehmen. Dies soll-
te aus inhaltlichen, psychosozialen 
und didaktischen Gründen vermie-
den werden.

2. Nachbarschaftshelferkurse im 
Rahmen einer Netzwerkförderung 
nach § 45c Abs. 9 SGB XI
Bundesweit stehen je Kreis und kreis-
freier Stadt jeweils 20.000 Euro pro 
Kalenderjahr zur Finanzierung von 
Netzwerken zu Verfügung, um die 
Versorgung und Unterstützung von 
Pflegebedürftigen und deren Ange-
hörigen sowie vergleichbar naheste-
henden Pflegepersonen zu verbes-
sern. Dieser Ansatz bietet sich vor 

allem für bereits bestehende lokale 
Netzwerke an, die gemeinsam Nach-
barschaftshelferqualifizierungen an-
bieten möchten.

3. Nachbarschaftshelferkurse im 
Rahmen einer Förderung des Deut-
schen Hilfswerks
Das Deutsche Hilfswerk fördert eine 
Vielzahl von sozialen Projekten. Auch 
Qualifizierungen können gefördert 
werden, wenn diese den Förderkrite-
rien entsprechen. Alternativ können 
Schulungen für Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
als Teil einer Quartiersförderung des 
Deutschen Hilfswerks finanziert wer-
den.
Weiterführende Informationen und 
Unterlagen z. B. dazu, wie ein Rah-
menvertrag zur Finanzierung einer 
Nachbarschaftshelferschulung als 
Pflegekurs aussehen kann und was 
darin geregelt werden sollte, kann 
unter www.einzelhelfer.de eingese-
hen werden.

Welche Inhalte, welchen Umfang 
und welches Konzept sollte eine 
Schulung aufweisen?
Ungeachtet vom gewählten Finan-
zierungsweg ist ein geeignetes Schu-
lungskonzept und Lernprogramm 
(d. h. Curriculum) für Nachbarschafts-
helferinnen und Nachbarschafts-
helfer notwendig, in dem Methodik, 
Umfang und Inhalt der Schulung fest-
gelegt sind.

Wichtig ist, auf die Qualität der Schu-
lungen und Fortbildungen zu achten. 
Sie sollten sich inhaltlich und didak-
tisch an den Aufgaben und Frage-
stellungen der Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer  
orientieren und Raum für Fragen und 
Austausch bieten. Von Qualifizierun-
gen ohne die Möglichkeit, Gelerntes 
zu überprüfen und Fragen stellen zu 
können, ist abzuraten. Insbesondere 
von Onlineschulungen auf Basis von 
einfachen Präsentationen, die im 
Selbststudium in 30 Minuten „durch-
geklickt“ werden können und an de-

http://www.einzelhelfer.de
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ren Ende man sich selbst ein Zertifikat 
ausdruckt, ist abzusehen.

Um die häufig unterschiedlichen Ein-
zelfallsituationen der Nachbarschafts-
helferinnen und Nachbarschaftshel-
fer besser berücksichtigen zu können, 
ist es durchaus angebracht, modulare 
Schulungskonzepte in Betracht zu zie-
hen. Die Modularität ermöglicht die 
gezielte und individuelle Vertiefung 
und Ergänzung von Inhalten in Ab-
hängigkeit von der jeweiligen Einzel-
fallsituation (z. B. wichtige Aspekte 
bei der Betreuung von Personen mit 
Demenz).

Umgesetzt werden können die mo-
dularen Inhalte beispielsweise als 
ein integriertes Lernkonzept (engl. 
blended learning) mit einem ent-
sprechenden Präsenzteil und online-
basierten E-Learning-Modulen. Wäh-
rend allgemeine Inhalte im Rahmen 
der Präsenzveranstaltung behandelt 
werden können, bieten die Flexibili-
tät und Effektivität der elektronischen 

Medien die Möglichkeit der Auswahl 
von spezifischen Modulen und deren 
Vertiefung durch die Nachbarschafts-
helferin oder den Nachbarschaftshel-
fer im Selbststudium.

Grundsätzlich ist eine passgenaue Lö-
sung, ausgerichtet auf die Ansprüche 
und Bedarfe der Nachbarschaftshelfe-
rinnen und Nachbarschaftshelfer, an-
zustreben. In diesem Zusammenhang 
kann auch das „umgedrehte Klassen-
zimmer“ (engl. inverted classroom) 
ein interessantes Modell zur Schu-
lung von Nachbarschaftshelferinnen 
und Nachbarschaftshelfern darstel-
len. Hierbei werden die Lerninhalte 
zunächst von den Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfern 
von zu Hause aus bearbeitet und an-
schließend im Rahmen einer Präsenz-
veranstaltung angewendet und Raum 
für gezielte Rückfragen gegeben.

Unabhängig von dem angewende-
ten Lernkonzept gilt es, im Curricu-
lum wesentliche Module einzubezie-

hen. Eine Auflistung von wichtigen 
Modulen findet sich in Abbildung  2. 
Ein Muster-Curriculum ist unter  
www.einzelhelfer.de verfügbar.

„Ich finde es generell ganz 
gut, dass es sowas wie eine 

Schulung gibt. Das gibt mir die 
Gelegenheit neues zu lernen 

und bestimmte Themen zu ver-
tiefen.“

Zitate aus der  
Nachbarschaftshilfe

http://www.einzelhelfer.de
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2. MODUL 
Umgang mit 
Beeinträchtigungen

3. MODUL
Kommunikation und 
sprachliches Handeln

1. MODUL 
Einführung

4. MODUL
Erste Hilfe

5. MODUL
Rechtliche 
Grundlagen

6. MODUL
Einfache 
pflegerische Hilfen

Vermittlung einer achtsamen und wertschät-
zenden Haltung gegenüber pflegenden Menschen 
sowie Einführung in das Selbstverständnis eines 
Ehrenamtes. Es soll ein Einblick in den Wandel des 
Pflegebegriffs gegeben und erklärt werden, was die 
Unterstützung von Pflegebedürftigen beinhaltet.

Sensibilisierung für den Umgang mit kognitiv und kör-
perlich eingeschränkten pflegebedürftigen Kindern und 
älteren Menschen sowie Einblick in spezifische (Alters-)
Erkrankungen (z. B. Demenz).

Kommunikation mit pflegebedürftigen Menschen 
unter Beachtung von Sinnesbeeinträchtigungen. Reflexion 
der Kommunikation mit demenziell oder psychisch er-
krankten Menschen und Personen mit Lernproblemen.

Vermittlung von Wissen und Verhaltensweisen, die 
im Notfall angewendet werden können.

Übersicht und Einblicke in die rechtliche Vertretung 
von Menschen (Betreuung/Vollmacht), die Pflegever-
sicherung sowie Sozialversicherung. Es werden verschie-
dene Aspekte wie z. B. der Versicherungsschutz, Daten-
schutz und die Aufwandsentschädigung besprochen.

Vorstellung von einfachen pflegerischen Maßnah-
men. Auch während der Nachbarschaftshilfe können ver-
einzelt einfache pflegerische Unterstützungen notwendig 
werden (z. B. beim Toilettengang). Sensibilisierung für 
biografie- und bedürfnisorientierte Betreuungsangebote 
bei Pflegebedürftigkeit.

1

2

3

4

5

6

Abbildung 2: Wesentliche Inhalte einer Schulung im Rahmen der Nachbarschaftshilfe
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Die anerkennenden Stel-
len

Nach absolvierter Schulung können 
die Anerkennungsvoraussetzungen 
in der Regel mithilfe eines entspre-
chenden Formulars bei der anerken-
nenden Stelle eingereicht werden. 
Formulare verschiedener Bundeslän-
der sind unter www.einzelhelfer.de 
zusammengefasst.

Die anerkennende Stelle prüft dar-
aufhin die Vollständigkeit und Rich-
tigkeit der Angaben, woraufhin eine 
Anerkennung erteilt wird. Auf der 
nächsten Seite sind die anerkennen-
den Stellen der Bundesländer aufge-
führt.

In vielen Fällen ist die Pflegekasse 
der Leistungsberechtigten für die An-
erkennung zuständig. Eine Auflistung 
von Pflegekassen  findet sich unter 
www.einzelhelfer.de.

Können Herausforderungen bei der 
Anerkennung auftreten?
Hin und wieder kann es zu Herausfor-
derungen bei der Anerkennung kom-
men. Beispielsweise wenn nicht alle 
am Anerkennungsprozess beteiligten 
Institutionen und Personen densel-
ben Wissensstand teilen. Dies lässt 
sich durch klare und eindeutige Ver-
teilung von Zuständigkeiten und Auf-
gaben unter den beteiligten Akteuren 
oder über eine Koordinierungsstelle 
regeln. Eine rechtzeitige und umfas-
sende Information zwischen und in-
nerhalb der Hierarchien ist letztlich 
notwendig, um ein zügiges Verfahren 
im Interesse aller Beteiligten sicher-
zustellen. Dazu gehört auch, dass den 
zuständigen Sachbearbeiterinnen 
und Sachbearbeitern alle notwen-
digen Informationen vorliegen und 
Regelungen wie Absprachen bekannt 
sind.

Ein häufigeres Problem im Anerken-
nungsprozess stellt dabei die An-
erkennung der Schulung dar, weil 

es aufgrund der unterschiedlichen 
Regelungen in den Bundesländern 
mitunter zu Verwechselungen der 
Anerkennungskriterien in Bezug 
auf beispielsweise den Umfang der 
Schulungen kommt. Auch Best-Prac-
tice-Entscheidungen zu geeigneten 
vergleichbaren Qualifizierungen oder 
Berufsabschlüssen sind nicht immer 
bekannt. Wird der Schulungskurs 
nicht direkt anerkannt, kann dies Pro-
bleme bei der Abrechnung mit der 
Kasse nach sich ziehen – teilweise 
zum Nachteil der Pflegeversicherten.

Eine niedrigschwellige Möglichkeit, 
diese Herausforderungen zu lösen, 
besteht in der gemeinsamen Ab-
stimmung und Kommunikation von 
Unterlagen wie einem einheitlichen 
Zertifikat zum Qualifizierungsnach-
weis oder Faktenblättern, Checklisten 
und Informationsflyern.

http://www.einzelhelfer.de
http://www.einzelhelfer.de
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